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EU-Bericht: Fehlende Konsequenzen für
Grenzbeamte bei

Menschenrechtsverletzungen
EU-Bericht kritisiert häufige Straflosigkeit von

Grenzbeamten bei Menschenrechtsverletzungen an
Außengrenzen der Union.

Der neue Bericht der Fundamental Rights Agency (FRA) bringt
ein beunruhigendes Licht auf die Situation an den EU-
Außengrenzen. In einem umfassenden Dokument stellen die
Experten fest, dass die Menschenrechtsverletzungen durch
Grenzbeamte gegen Migranten und Flüchtende oft ungestraft
bleiben. Dies fördert ein Gefühl der Straflosigkeit – ein Zustand,
der schwerwiegende Auswirkungen auf die betroffenen Personen
und die europäische Gesellschaft im Allgemeinen haben könnte.

Die Herausforderung der Menschenrechte

Der Bericht beleuchtet die gravierenden Vorwürfe, die gegen
Grenzbeamte erhoben werden, darunter Gewalt,
Misshandlungen und unterlassene Hilfeleistungen. Besonders
besorgniserregend sind die sogenannten Pushbacks, bei denen
Schutzsuchende unrechtmäßig zurückgewiesen werden.
Derartige Vorfälle werden von Organisationen wie den Vereinten
Nationen und Menschenrechtsaktivisten regelmäßig
dokumentiert, was die Dringlichkeit der Problematik
unterstreicht.

Strafverfolgung bleibt aus

Obwohl zwischen 2020 und 2023 in 16 EU-Ländern insgesamt



118 disziplinäre Untersuchungen gegen Grenzbeamte
durchgeführt wurden, endeten nur in acht Fällen mit echten
Konsequenzen für die Beamten. Dies lässt sich auf die
besorgniserregend niedrige Zahl von Verurteilungen
zurückführen: Lediglich drei von 84 strafrechtlichen
Untersuchungen führten zu einer Verurteilung. In Griechenland,
wo die höchste Anzahl an mutmaßlichen Vergehen dokumentiert
wurde, blieb es gänzlich ohne disziplinarische oder
strafrechtliche Sanktionen.

Strukturen zur Aufklärung verbessern

Um die Situation zu verbessern, fordert die FRA eine
umfassendere Offenlegung von Rechtsverstößen an den
Grenzen und eine stärkere Einbeziehung der Opfer in die
Ermittlungen. Dies ist besonders relevant, da es Berichte gibt,
dass viele Betroffene sich eher an den Europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte wenden, da sie in den nationalen
Gerichtssystemen oft auf fehlende Unterstützung stoßen. Diese
Forderung könnte weitreichende Folgen haben und könnte
Signalwirkung für die gesamte EU haben, wenn es darum geht,
Menschenrechte an den Außengrenzen zu schützen.

Technologische Unterstützung für mehr
Transparenz

Ein zentraler Vorschlag der FRA beinhaltet die Nutzung von
modernen Technologien, wie GPS- und Handydaten der
Beamten. Der Zugriff auf diese Daten könnte entscheidend sein,
um Vorwürfen von Menschenrechtsverletzungen effektiver
nachzugehen. Diese Maßnahme könnte dazu beitragen, das
Vertrauen in die Grenzschutzmaßnahmen zu stärken und den
Opfern von Missbrauch eine Stimme zu geben.

Insgesamt zeigt der Bericht der FRA die dringende
Notwendigkeit, die Mechanismen zur Verantwortlichkeit an den
EU-Außengrenzen zu überprüfen und zu reformieren. Es steht



auf dem Spiel, die Integrität der Menschenrechte in der
europäischen Union und das Vertrauen der Bürger in die
Institutionen zu bewahren.
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